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Zustand von Straßen, Bürgersteigen und Bushaltestellen nach Schneefall 
 
Die Verwaltung hatte zur Sitzung der Bezirksvertretung am 09.06.2009 umfassend schrift-
lich zum Thema Stellung genommen. 
 
Zu der Aussage der Verwaltung, dass es in der Regel keine Bereiche gibt, in denen es 
keine Anlieger gibt, weist die Bezirksvertreterin Frau Wittsack-Junge darauf hin, dass es 
sehr wohl Bushaltestellen gibt, bei denen es keine Anlieger gibt. Sie möchte dazu eine 
klare Stellungnahme. 
 
Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung: 
Vorab ist noch einmal darauf hinzuweisen, dass die Räum- und Streupflicht auf Gehwegen 
nur innerhalb der geschlossenen Ortlage gilt, die betr. Straßen ergeben sich aus der Stra-
ßenreinigungssatzung der Stadt Köln. 
Es bleibt dabei, dass es in der Regel streupflichtige Anlieger gibt, denn jedes Grundstück 
hat Eigentümer (Anlieger). Frau Wittsack-Junge wird gebeten, die Bushaltestellen zu be-
nennen, an denen es nach Ihrer Meinung keine Anlieger gibt, damit konkret darauf einge-
gangen werden kann. 
 
Eine andere Frage ist die der Zumutbarkeit der Räumpflicht für Anlieger. Hier prüft die 
Verwaltung im Auftrag des Betriebsausschusses Abfallwirtschaft zurzeit jede einzelne der 
rd. 1.000 Haltestellen in Köln. Das Ergebnis wird frühestens im Herbst 2009 vorliegen. 
Sollte sich im Einzelfall herausstellen, dass die Streupflicht aufgrund der bauli-
chen/örtlichen Situation der Bushaltestelle für die betr. Anlieger unzumutbar sein sollte, 
müsste dort die Stadt Köln als Straßenbaulastträger eintreten. Die Notwendigkeit gesetzli-
cher Änderungen wird von der Verwaltung nicht gesehen. Sofern textliche Anpassungen 
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der Straßenreinigungssatzung erforderlich werden sollten, werden diese dem Rat der 
Stadt Köln vorgelegt. 
 
 
  
 


